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der Deutschen Demokratischen Republik lebender Per­
sonen in den Schutz und die Verwaltung der Deutschen 
Demokratischen Republik übernommen worden ist. Hier­
bei übersieht das Bezirksgericht, daß die Regelungen der 
§ 1 und § 6 verschiedene Voraussetzungen haben. Wäh­
rend § 6 die Vermögensverhältnisse legal außerhalb der 
Deutschen Demokratischen Republik lebender Personen 
betrifft, bezieht sich § 1 auf solche Personen, die die 
Deutsche Demokratische Republik illegal verlassen 
haben. Es wäre ein Widerspruch in sich, wenn die Ver­
mögen beider Personengruppen gleich behandelt werden 
würden. Gerade aus der Tatsache, daß das Vermögen 
der legalerweise außerhalb der Deutschen Demokra­
tischen Republik lebenden Personen in die Verwaltung 
der Staatsorgane genommen worden ist, ergibt sich, 
daß die Beschlagnahme gemäß § 1 der Verordnung eine 
weitergehende Wirkung als die bloße Verwaltung und 
den Schutz haben muß. Diese Wirkung kann nur, wie 
der Generalstaatsanwalt zutreffend ausgeführt hat, darin 
bestehen, daß der Staat über diese Vermögenswerte im 
Interesse der werktätigen Bevölkerung völlig frei ver­
fügen kann, also mit ihrer Beschlagnahme nicht Ver­
walter, sondern Eigentümer wird.
Im vorliegenden Fall hat der Beschuldigte daher mit 
der Versteigerung des Klaviers über Volkseigentum 
verfügt. Diese Tatsache begründet den dringenden Ver­
dacht eines Verbrechens gegen § 1 VESchG. Damit sind 
aber auch die Voraussetzungen für die Anordnung der 
Untersuchungshaft gemäß § 141 Abs. 1 und Abs. 3 Ziff. 1 
StPO gegeben. Der den Haftbefehl des Kreisgerichts 
aufhebende Beschluß des Bezirksgerichts mußte daher 
aufgehoben und damit der Haftbefehl des Kreisgerichts 
aufrechterhalten werden.
Quelle: „Neue Justiz“ — Nr. 6 vom 20. März 1953, S. 180.

Durch die Verordnung zur Sicherung von Vermögens­
werten wurde nicht nur die Enteignung des Flüchtlings­
vermögens angeordnet, sondern auch allen denjenigen 
Personen die Verfügungsbefugnis über ihr in der Sowjet­
zone gelegenes Eigentum entzogen, die bereits vor 191/5 
in Westdeutschland wohnten oder später unter Einhal­
tung der polizeilichen Meldevorschriften dorthin ver­
zogen sind (siehe auch Dokument 71/). Nach außen hin 
trat hierbei zwar keine Änderung der Eigentumsverhält­
nisse ein. Die sogenannte vorläufige Verwaltung des 
West-Vermögens bedeutete jedoch eine sehr starke Be­
schränkung der Eigentumsrechte, da die betroffenen 
Eigentümer sich jeder Verfügung über ihr Vermögen zu 
enthalten hatten und nicht einmal Auskunft über ihr 
zwangsverwaltetes Eigentum verlangen konnten.
Bei dem angeblichen Kurswechsel in der Sowjetzone 
wurde auch die Verordnung zur Sicherung von Ver­
mögenswerten vom 17. Juli 1952 ausdrücklich aufgehoben, 
und zwar im § 2 der „Verordnung über die in das Gebiet 
der DDR und den demokratischen Sektor von Groß- 
Berlin zurückkehrenden Personen" vom 11. Juni 1953 — 
GBl. der DDR 1953, Seite 805 —. Da außerdem die 
gleichzeitig veröffentlichte Erste Durchführungsbestim­
mung hierzu festlegte, wo und wie die Herausgabe­
anträge einzureichen waren, nahmen sowohl die Flücht­
linge als auch die betroffenen Westeigentümer an, daß 
sie nunmehr wieder über ihr Vermögen in der Sowjet­
zone verfügen dürften. Diese Annahme wurde noch da­
durch erhärtet, daß der § 1 Abs. 3 der genannten Durch­
führungsbestimmung bestätigte, daß Freigabeanträge 
mündlich, schriftlich oder durch bevollmächtigte Per­
sonen gestellt werden konnten.

DOKUMENT 77

Erste Durchführungsbestimmung zur Verordnung Uber 
die in das Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik und den demokratischen Sektor von Groß- 

Berlin zurückkehrenden Personen.

Vom 11. Juni 1953 
(GBl. 1953 S. 806)

Auf Grund des § 5 der Verordnung vom 11. Juni 1953 
über die in das Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik und den demokratischen Sektor von Groß- 
Berlin zurückkehrenden Personen (GBl. S. 805) wird 
folgendes bestimmt:

§1

(1) Anträge auf Rückgabe von Vermögen, das auf 
Grund der Verordnung vom 17. Juli 1952 zur Sicherung 
von Vermögenswerten (GBl. S. 615) beschlagnahmt 
wurde, sind beim Rat der Stadt oder Gemeinde zu 
stellen, in der der Antragsteller vor Verlassen des 
Gebietes der Deutschen Demokratischen Republik oder 
des demokratischen Sektors von Groß-Berlin seinen 
Wohnsitz hatte.
(2) Antragsteller, deren Vermögen auf Grund der Ver­
ordnung vom 17. Juli 1952 in Schutz und vorläufige 
Verwaltung übernommen wurde, richten Anträge auf 
Aufhebung der vorläufigen Verwaltung durch Organe 
der Deutschen Demokratischen Republik an den Rat 
der Stadt oder Gemeinde, in deren Bereich sich das 
Vermögen befindet.
(3) Anträge können mündlich, schriftlich oder durch 
bevollmächtigte Personen gestellt werden.

§2

Die Anträge sind durch die Räte der Städte und Ge­
meinden nach den vom Staatssekretariat für Innere 
Angelegenheiten ergehenden Richtlinien zu bearbeiten.

§3

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Ver­
kündung in Kraft.

Berlin, den 11. Juni 1953.

Staatssekretariat für Innere Angelegenheiten
I . A.: G r ö t s c h e l  

Hauptabteilungsleiter
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Bereits wenige Tage nach dem Erlaß der Verordnung 
über zurückkehrende Personen vom 11. Juni 1953, mit 
der die Verordnung zur Sicherung von Vermögenswer­
ten aufgehoben wurde, erscheinen hierzu die ersten ge­
heimen Ausführungsbestimmungen. Diese enthielten je­
doch keinen Hinweis, daß eine Herausgabe von Flücht­
lingsgut oder West-Eigentum an Bevollmächtigte nicht 
erfolgen dürfe. Deshalb haben in den ersten Wochen des 
sogenannten Neuen Kurses zahlreiche Kreis- und Ge­
meindeverwaltungen der Sowjetzone auf schriftlichen 
Antrag enteignetes Flüchtlingsgut und zwangsverwalte­
tes Westvermögen an Personen herausgegeben, die von 
den Berechtigten hierzu bevollmächtigt waren. Am
3. Juli 1953 ging den sowjetzonalen Verwaltungsdienst­
stellen jedoch das nachstehende Fernschreiben zu.
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